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1. Steueranmeldungen rechtzeitig abgeben! 
 
Härtere Zeiten drohen Unternehmern, die ihre regelmäßigen Steueranmeldungen, etwa bei der Umsatz- 
oder Lohnsteuer, nicht rechtzeitig abgeben. Nach einer neuen Verwaltungsrichtlinie für die Finanz-
ämter sollen künftig solche verspäteten Erklärungen sogleich an die Strafsachenstelle zugeleitet 
werden.  
 
Damit droht für viele Steuerpflichtige eine erhebliche Eskalation des Steuerverfahrens. Zwar stellte 
auch bisher eine verzögerte Abgabe einer Steuererklärung nach allgemeiner Meinung eine „Steuerhin-
terziehung auf Zeit“ dar. Dies gilt unverändert aber nur, wenn der Steuerpflichtige vorsätzlich die Zah-
lung durch Abgabe der Steuererklärung nach Ablauf der Frist verzögert. In vielen Fällen beruht aber die 
Verspätung auf anderen Gründen, wie Krankheit, fehlenden Unterlagen oder schlichtweg Vergesslich-
keit. In diesem Sinne verzichtete eine frühere Version der genannten Anweisung ausdrücklich auf die 
automatische Einschaltung der Straf- und Bußgeldstelle, sofern Steueranmeldungen im Finanzamt nicht 
rechtzeitig eingingen.  
 
 
2.  Arbeitgeber darf Smartphones und Software steuerfrei zur Nutzung überlassen 
 
Die private Nutzung von Computersoftware des Arbeitgebers wird für die Arbeitnehmer steuerfrei ge-
stellt. Dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Smartphones oder Tablets überlässt.  
 
Der Bundestag beschloss am 29.2.2012 eine entsprechende Gesetzesänderung – rückwirkend zum 
1.1.2000. Die Begründung für die Steuerfreiheit liegt bei der notwendigen Steuervereinfachung. Da-
neben gehe es auch darum, die Schaffung von Heimarbeitsplätzen zu erleichtern.  
 
Anmerkung: Hier ergeben sich Gestaltungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Bei 
Übereignung gibt es die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung. 
 
 
3.  Fahrten Wohnung/Arbeitsstätte: Längerer Arbeitsweg kann günstiger sein 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) konkretisiert mit zwei Urteilen vom 16.11.2011, unter welchen Vorausset-
zungen die Entfernungspauschale für einen längeren als den kürzesten Weg zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte in Anspruch genommen werden kann. Grundsätzlich kann die Entfernungspauschale nur 
für die kürzeste Entfernung beansprucht werden. Etwas anderes gilt aber, wenn eine andere Verbindung 
„offensichtlich verkehrsgünstiger“ ist und vom Arbeitnehmer regelmäßig benutzt wird.  
 
In seinen Entscheidungen stellt der BFH nunmehr fest, dass eine Mindestzeitersparnis von 20 Minuten 
nicht stets erforderlich ist. Vielmehr sind alle Umstände des Einzelfalls, wie z. B. die Streckenführung, 
die Schaltung von Ampeln o. Ä. in die Beurteilung einzubeziehen. Eine Straßenverbindung kann auch 
dann „offensichtlich verkehrsgünstiger“ sein, wenn bei ihrer Benutzung nur eine geringe Zeitersparnis 
zu erwarten ist.  
 
Anmerkung: Der BFH stellt zudem klar, dass nur die tatsächlich benutzte Straßenverbindung in Be-
tracht kommt. Eine bloß mögliche, aber nicht benutzte Straßenverbindung kann der Berechnung der 
Entfernungspauschale nicht zugrunde gelegt werden. 
 
 
4.  Fahrtkosten im Rahmen einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme und 

eines Vollzeitstudiums 
 
Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und „regelmäßiger“ Arbeitsstätte sind nur in Höhe der 
Entfernungspauschale von derzeit 0,30 € je Entfernungskilometer als Werbungskosten steuerlich an-
setzbar. Als regelmäßige Arbeitsstätte hat der Bundesfinanzhof (BFH) bislang auch Bildungseinrichtun-
gen wie z. B. Universitäten angesehen, wenn diese über einen längeren Zeitraum zum Zwecke eines 



Vollzeitunterrichts aufgesucht werden. Fahrtkosten im Rahmen einer Ausbildung waren deshalb nicht in 
tatsächlicher Höhe, sondern der Höhe nach nur beschränkt abzugsfähig.  
 
Mit zwei Urteilen vom 9.2.2012 hat der BFH jetzt entschieden, dass eine Bildungsmaßnahme regelmä-
ßig „vorübergehend“ und nicht auf Dauer angelegt ist, auch wenn die berufliche Aus- oder Fortbildung 
die volle Arbeitszeit des Steuerpflichtigen in Anspruch nimmt und sich über einen längeren Zeitraum 
erstreckt. Daher können Fahrten zwischen der Wohnung und einer vollzeitig besuchten Bildungs-
einrichtung in voller Höhe (wie Dienstreisen) und nicht beschränkt in Höhe der Entfernungspau-
schale als Werbungskosten abziehbar sein. Betroffene können für die ersten drei Monate auch 
Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen steuerlich ansetzen. 
 
In einer Entscheidung hat der BFH die Fahrtkosten einer Studentin zur Universität im Rahmen eines 
Zweitstudiums als vorweggenommene Werbungskosten zum Abzug zugelassen. In einem weiteren Ver-
fahren hat er die Aufwendungen eines Zeitsoldaten für Fahrten zur Ausbildungsstätte, die im Rahmen 
einer vollzeitigen Berufsförderungsmaßnahme angefallen waren, ebenfalls in tatsächlicher Höhe be-
rücksichtigt.  
 
Anmerkung: Aufwendungen für Dienstreisen können allerdings (auch bei Inanspruchnahme der Kilo-
meterpauschale) steuerlich nur berücksichtigt werden, wenn der Steuerpflichtige den Fahrtaufwand 
tatsächlich getragen hat. Bei Anwendung der Entfernungspauschale kommt es darauf nicht an.  
 
 
5.  Bundesfinanzhof konkretisiert den Werbungskostenabzug bei Teilnahme  

an „Auslandsgruppenreisen“ 
 
Aufwendungen für der beruflichen Fortbildung dienenden Reisen sind als Werbungskosten abziehbar, 
wenn sie beruflich veranlasst sind. Nach der früheren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
setzte der Abzug von Reisekosten als Werbungskosten voraus, dass die Reise ausschließlich oder nahe-
zu ausschließlich der beruflichen Sphäre zuzuordnen ist.  
  
Nach dem Beschluss des Großen Senats des BFH steht einer Aufteilung von gemischt veranlassten, aber 
anhand ihrer beruflichen und privaten Anteile trennbaren Reisekosten nichts entgegen. Sind berufliche 
und private Veranlassungsbeiträge einer Reise jeweils nicht von untergeordneter Bedeutung, kommt ein 
Abzug der auf den beruflich veranlassten Anteil entfallenden Aufwendungen in Betracht. 
 
Bei „Auslandsgruppenreisen“ ist neben einer fachlichen Organisation daher für eine berufliche Veran-
lassung vor allem maßgebend, dass das Programm auf die besonderen beruflichen Bedürfnisse der Teil-
nehmer zugeschnitten und der Teilnehmerkreis im Wesentlichen gleichartig (homogen) ist. Von Bedeu-
tung ist auch, ob die Teilnahme freiwillig ist oder ob der Steuerpflichtige einer Dienstpflicht nach-
kommt. Kann die berufliche Veranlassung einer Reise nicht festgestellt werden, so gehen Zweifel zula-
sten des Steuerpflichtigen.  
 
Wird eine Reise durch einen Fachverband angeboten und beworben, dann jedoch im Wesentli-
chen durch einen kommerziellen Reiseveranstalter durchgeführt, so wird ein Werbungskostenab-
zug regelmäßig ausscheiden, wenn die Reise nach Programm und Ablauf einer allgemeinbilden-
den Studienreise entspricht.  
 
 
6.  Aufwendungen für Luxussportwagen nur in begrenzten Maßen als 

Betriebsausgaben 
 
Wenn es um die Frage geht, in welcher Höhe Pkw-Aufwendungen unangemessen und daher nicht als 
Betriebsausgaben abziehbar sind, kommt es nicht allein auf die absolute Höhe der entstandenen Kosten 
an. Bei der Prüfung der Angemessenheit ist darauf abzustellen, ob ein ordentlicher und gewissenhafter 
Unternehmer angesichts der erwarteten Vorteile und Kosten die Aufwendungen ebenfalls auf sich ge-
nommen hätte.  



 
Die Unangemessenheit von Aufwendungen für einen Pkw ergibt sich nicht bereits aus dem Umstand, 
dass es sich um einen besonders teuren repräsentativen Wagen handelt.  
 
Vielmehr kann die Höhe der Aufwendungen nur im Rahmen der im Einzelfall zu würdigenden 
Tatsachen wie Größe des Unternehmens, Bedeutung des Repräsentationsaufwands für den Ge-
schäftserfolg und Umfang und Häufigkeit der privaten Pkw-Nutzung usw. eine Rolle spielen. 
Schließlich ist auch von Bedeutung, in welchem Maße die Anschaffung eines Pkw die private Le-
benssphäre des Steuerpflichtigen berührt.  
 
Ein Fahrzeug, das für den Unternehmer durchgehend horrend hohe Kosten verursacht, ist weder geeig-
net noch dazu bestimmt, den Betrieb zu fördern. Zwar ist der Unternehmer grundsätzlich frei in seiner 
Entscheidung, welche und wie viele Fahrzeuge er für betriebliche Zwecke anschafft. Allerdings obliegt 
es ihm auch, darzulegen und glaubhaft zu machen, dass es betriebliche und eben keine privaten Gründe 
waren, das Fahrzeug zu erwerben. 
 
Als Betriebsausgaben zu berücksichtigen sind lediglich die Kosten in angemessener Höhe. Zur Ermitt-
lung noch angemessener Betriebskosten eines Pkw hat das Finanzgericht Nürnberg im entschiedenen 
Fall die Kosten für aufwendigere Modelle gängiger Marken der Oberklasse (BMW und Mercedes-Benz) 
zum Vergleich herangezogen. 
 
 
7.  Steuerhinterziehung bei Verschweigen von Renteneinnahmen  
 
Alle Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung gehören zu den sonstigen Einkünften und sind 
steuerpflichtig. I. d. R. ist keine Einkommensteuer zu zahlen. Bezieht der Rentner bzw. sein Ehegatte 
außer der gesetzlichen Rente weitere Einkünfte, kann es zu einer Besteuerung der Rente kommen.  
 
Bis 2004 waren die Renten nicht in voller Höhe, sondern nur mit dem sog. „Ertragsanteil“ steuerpflich-
tig. Die Höhe dieses Ertragsanteils richtet sich nach dem Lebensalter des Rentners zu Beginn der Rente. 
Ab 2005 wurde die Rentenbesteuerung geändert.  
 
In Zukunft werden auch die Rentner, die – obwohl sie aufgrund der Höhe der Einkünfte dazu verpflich-
tet wären – bisher keine Einkommensteuererklärung abgegeben haben, zur Abgabe einer Steuererklä-
rung aufgefordert. Dabei wird auch berücksichtigt, welche Rentenbezieher ggf. miteinander verheiratet 
sind und ob dadurch Einkommensteuer anfällt. Es muss davon ausgegangen werden, dass die Einkom-
mensteuer ab 2005 festgesetzt und ggf. Nachzahlungen einschließlich Zinsen anfallen.  
 
Bitte beachten Sie! Die Einführung der Identifikationsnummer ab 1.7.2007 eröffnet der Finanzverwal-
tung weite Kontrollmöglichkeiten. So müssen ab dem 1.1.2005 ausgezahlte Renten durch die Renten-
kasse an das Finanzamt gemeldet werden. In der Vergangenheit stellten die Finanzgerichte klar, 
dass die Nichtangabe von Rentenbezügen den Tatbestand der Steuerhinterziehung erfüllt!  
 
Anmerkung: Vielfach sind die Rentner – aus welchen Gründen auch immer – nicht mehr in der Lage 
ihrer Einkommensteuerpflicht nachzukommen. Es gilt deshalb der Aufruf an die Kinder, den Eltern 
diese Pflicht nahe zu bringen. Beim Zweifel über die Einkommensteuerpflicht stehen wir gerne mit 
fachkundigem Rat zur Verfügung. 
 
 
8.  Ist das neue Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz verfassungswidrig? 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seinem Beschluss vom 5.10.2011 das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) aufgefordert, dem Verfahren beizutreten, in dem die Verfassungskonformität des Erbschafts-
teuergesetzes nach der Reform zum 1.1.2009 angezweifelt wird. Unter anderem wird die Frage aufge-
worfen, ob der allgemeine Gleichheitsgrundsatz dadurch verletzt sei, dass durch rechtlich zulässige Ge-
staltung zu einer steuerlichen Vollverschonung optiert werden kann.  



 
Der BFH hat das BMF um Mitteilung gebeten, „ob und gegebenenfalls welche praktischen Erfahrungen 
im Besteuerungsverfahren es bisher gibt“. In der Vergangenheit folgte der Beitrittsaufforderung regel-
mäßig die Aussetzung des Verfahrens, um anschließend eine Entscheidung vor dem Bundesverfas-
sungsgericht zu erwirken. 
 
Im Streitfall geht es um die Fragen, ob die auf Steuerentstehungszeitpunkte im Jahr 2009 beschränkte 
Gleichstellung von Personen der Steuerklasse II und III verfassungsgemäß ist und ob einige Vorschrif-
ten im Erbschaftsteuergesetz deshalb gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verstoßen, weil sie es er-
möglichen, durch bloße Wahl bestimmter Gestaltungen die Steuerfreiheit des Erwerbs von Ver-
mögen gleich welcher Art und unabhängig von dessen Zusammensetzung und Bedeutung für das 
Gemeinwohl zu erreichen; insbesondere auch um die Frage, wie die Bundesregierung die aktuelle 
Ungleichbehandlung von Privat- und Betriebsvermögen im Erbschaftsteuergesetz beurteilt. 
 
In dem Erbschaftsteuerfall gehören zum Erwerb eines Miterben nach seinem verstorbenen Onkel ledig-
lich Kapitalforderungen (Guthaben bei Kreditinstituten und ein Steuererstattungsanspruch).  
 
Das BMF ist dem Verfahren beigetreten und wollte bis zum 31.5.2012 eine Stellungnahme abgeben. Es 
sieht derzeit jedenfalls keinen Anlass, die im Streitfall angesprochenen Vorschriften des Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuergesetzes zu ändern. 
 
 
9.  Zahlungen eines Ehegatten auf ein Oder-Konto der Eheleute als freigebige 
Zuwendung an den anderen Ehegatten 
 
In einem Fall aus der Praxis eröffnete eine Steuerpflichtige zusammen mit ihrem Ehemann ein Oder-
Konto, auf das nur der Ehemann Einzahlungen in erheblichem Umfang leistete. Das Finanzamt besteu-
erte die Hälfte der eingezahlten Beträge als Schenkungen des Ehemannes an die Ehefrau. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat hierzu mit Urteil vom 23.11.2011 entschieden, dass die Zahlung eines 
Ehegatten auf ein Gemeinschaftskonto (sog. Oder-Konto) der Eheleute zu einer der Schenkungs-
teuer unterliegenden Zuwendung an den anderen Ehegatten führen kann. Das Finanzamt muss 
jedoch anhand objektiver Tatsachen nachweisen, dass der nicht einzahlende Ehegatte im Verhältnis zum 
einzahlenden Ehegatten tatsächlich und rechtlich frei zur Hälfte über das eingezahlte Guthaben verfügen 
kann. 
 
Im entschiedenen Fall muss jetzt die Vorinstanz noch klären, ob die Ehefrau im Verhältnis zu ihrem 
Ehemann zur Hälfte an dem Kontoguthaben beteiligt war. Maßgebend hierfür sind die Vereinbarungen 
der Eheleute sowie die Verwendung des Guthabens. Je häufiger der nicht einzahlende Ehegatte auf das 
Guthaben des Oder-Kontos zugreift, um eigenes Vermögen zu schaffen, umso stärker spricht sein Ver-
halten dafür, dass er wie der einzahlende Ehegatte zu gleichen Teilen Berechtigter ist.  
Verwendet der nicht einzahlende Ehegatte dagegen nur im Einzelfall einen Betrag zum Erwerb eigenen 
Vermögens, kann das darauf hindeuten, dass sich die Zuwendung des einzahlenden Ehegatten an den 
anderen Ehegatten auf diesen Betrag beschränkt und nicht einen hälftigen Anteil am gesamten Guthaben 
auf dem Oder-Konto betrifft. 
 
 
10.  Unzulässige Doppelbelastung aus Grunderwerb- und Umsatzsteuer 
 
In einem vom Finanzgericht Niedersachsen (FG) entschiedenen Fall erwarb ein junges Bauherren-
Ehepaar ein unbebautes Grundstück. Zwei Wochen nach dem notariellen Grundstücksübertragungsver-
trag schloss es mit einem Bauunternehmen einen Bauvertrag über eine Doppelhaushälfte, in dem der 
Bauträger Umsatzsteuer auswies, die die Kläger als Endverbraucher jedoch nicht als Vorsteuer in Abzug 
bringen konnten.  
 



Das Finanzamt legte als Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer nicht nur den Kaufpreis für 
das unbebaute Grundstück, sondern auch die Bausumme für das herzustellende Gebäude zugrunde. 
 
Das FG stellt jedoch fest, dass die Aufwendungen aus einem Bauerrichtungsvertrag (zivilrecht-
lich: Werkvertrag), der im Zusammenhang mit dem Erwerb eines unbebauten Grundstücks ab-
geschlossen wird und der für den Bauherrn eine Umsatzsteuerbelastung auslöst, nicht der Grund-
erwerbsteuer unterliegt.  
 
Insofern sind die Voraussetzungen für die Festsetzung einer Grunderwerbsteuer nicht erfüllt, denn die 
Vorschrift verlangt ein Rechtsgeschäft, das den „Anspruch auf Übereignung“ begründet. Diese Maßga-
be erfüllt ein Bauerrichtungsvertrag nicht. Entsprechend ist Bemessungsgrundlage für die Grunder-
werbsteuer lediglich der Kaufpreis für das unbebaute Grundstück. 
 
Das FG folgt damit der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH), nach der die Verschaffung eines 
Grundstücks in einem Zustand, den dieses erst künftig durch Bebauung erhalten soll, nicht wie der Er-
werb eines bebauten Grundstücks durch einen einheitlichen Erwerbsvertrag erfüllt werden kann.  
 
Im Gegensatz dazu fasst der für Grunderwerbsteuer zuständige Senat regelmäßig die noch auszuführen-
den Bauleistungen mit Lieferungen von unbebauten Grundstücken zu „einheitlichen Leistungsgegen-
ständen“ zusammen. Auf diese Rechtsprechung hatte sich das Finanzamt gestützt.  
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision mit der Anregung zugelassen, wegen der divergierenden Recht-
sprechung innerhalb des BFH den Großen Senat des BFH anzurufen. 
 
 
11. Unterschiedliche Entscheidungen beim Splittingtarif für eingetragene 

Lebenspartnerschaften 
 
Ehegatten, die nicht dauerhaft getrennt leben, können sich gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagen 
lassen, was wegen des progressiv ansteigenden Steuertarifs regelmäßig zu einer geringeren gemeinsa-
men Steuerschuld führt als die getrennte Veranlagung. 
 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) befasste sich in mehreren Entscheidungen mit der Frage, 
ob der Steuervorteil des sog. Splittingtarifs (bzw. – im Lohnsteuerabzugsverfahren – der Steuerklassen-
kombination III/V) auch von gleichgeschlechtlichen Partnern, die gemeinsam in einer „eingetragenen 
Lebenspartnerschaft“ leben, in Anspruch genommen werden kann. Es ist zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen gelangt.  
  
Mit Urteil vom 5.12.2011 hat der 12. Senat des FG eine solche Ausdehnung des Splittingvorteils auf 
eingetragene Lebenspartnerschaften abgelehnt, weil dies dem eindeutigen Gesetzeswortlaut widerspre-
che und ihr der klar erkennbare gesetzgeberische Wille entgegenstehe, eine derartige Gleichstellung 
gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften mit der Ehe eben nicht vorzunehmen.  
 
Im Ergebnis ebenfalls abschlägig beschieden hat der 4. Senat mit Beschluss vom 7.12.2011 das Anlie-
gen zweier Lebenspartner, im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes auf ihren Lohnsteuerkarten die 
günstigere Steuerklassenkombination III/V zugewiesen zu bekommen.  
  
Der 3. Senat kam jedoch in seinen Beschlüssen vom 12.9. und vom 2.12.2011 zum gegenteiligen Er-
gebnis und hat im Wege der Aussetzung der Vollziehung den Lohnsteuerabzug nach der Steuerklassen-
kombination III/V gewährt.  
  
Anmerkung: Gegen den Beschluss des 3. Senats vom 2.12.2011 hat die unterlegene Finanzverwaltung 
Beschwerde zum Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt. Mit Beschluss vom 7.12.2011 hat auch das FG 
Niedersachsen die Aussetzung der Vollziehung wegen der Änderung der Steuerklassen bei einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft gewährt, jedoch die Beschwerde zum BFH zugelassen. 
 



 
12.  Eigendiagnose eines sachkundigen Patienten – kein Freibrief für Arzt 
 
Auch wenn ein selbstbewusst und sachkundig auftretender Patient eine laienhafte Eigendiagnose stellt, 
muss ein Arzt diese kritisch betrachten und den Patienten sorgfältig und medizinisch umfassend befra-
gen. 
 
Wird aufgrund einer unzureichenden Anamnese die sonst zweifelsfrei erforderliche Hinzuziehung eines 
anderen Facharztes unterlassen, haftet der erstbehandelnde Arzt den Hinterbliebenen auf Schadenser-
satz. Dies haben die Richter des Oberlandesgerichts Koblenz entschieden und damit der Klage der Ehe-
frau und der beiden Kinder des Patienten auf Schadensersatz dem Grunde nach stattgegeben. 
 
 
13.  Schadensersatz bei Pharming-Angriffen im Onlinebanking 
 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 24.4.2012 entschieden, unter welchen Voraussetzungen ein 
Bankkunde sich im Onlinebanking bei einem Pharming-Angriff schadensersatzpflichtig macht.  
 
Im zugrundeliegenden Fall nahm ein Bankkunde seine Bank wegen einer von ihr im Onlinebanking 
ausgeführten Überweisung von 5.000 € auf Rückzahlung dieses Betrages in Anspruch.  Er unterhielt bei 
der Bank ein Girokonto und nahm am Onlinebanking teil. Für Überweisungsaufträge verwendete das 
Geldinstitut das sog. iTAN-Verfahren, bei dem der Nutzer nach Erhalt des Zugangs durch Eingabe einer 
korrekten persönlichen Identifikationsnummer (PIN) dazu aufgefordert wird, eine bestimmte Transakti-
onsnummer (TAN) aus einer ihm vorher zur Verfügung gestellten durchnummerierten TAN-Liste ein-
zugeben.  
 
In der Mitte der Log-in-Seite des Onlinebankings befand sich folgender Hinweis: „Derzeit sind ver-
mehrt Schadprogramme und sogenannte Phishing-Mails in Umlauf, die Sie auffordern, mehrere Trans-
aktionsnummern oder gar Kreditkartendaten in ein Formular einzugeben. Wir fordern Sie niemals auf, 
mehrere TAN gleichzeitig preiszugeben! Auch werden wir Sie niemals per E-Mail zu einer Anmeldung 
im … Net-Banking auffordern!“  
Der Bankkunde berücksichtigte den Hinweis nicht. Von seinem Girokonto wurde nach Eingabe seiner 
PIN und TAN ein Betrag von 5.000 € auf ein Konto bei einer ausländischen Bank überwiesen. Der 
Kunde erstattete Strafanzeige.  
 
Er ist nach dem in seiner Strafanzeige vorgetragenen Sachverhalt Opfer eines Pharming-Angriffs ge-
worden, bei dem der korrekte Aufruf der Website der Bank technisch in den Aufruf einer betrügerischen 
Seite umgeleitet worden ist. Der betrügerische Dritte hat die so erlangte TAN genutzt, um der Bank 
unbefugt den Überweisungsauftrag zu erteilen. Der Kunde hat sich gegenüber der Bank durch seine 
Reaktion auf diesen Pharming-Angriff schadensersatzpflichtig gemacht. Er hat die im Verkehr erforder-
liche Sorgfalt außer Acht gelassen, indem er beim Log-in-Vorgang, also nicht in Bezug auf einen kon-
kreten Überweisungsvorgang, trotz des ausdrücklichen Warnhinweises der Bank gleichzeitig zehn TAN 
eingegeben hat.  
 
 
14. Schadensersatzpflicht – Vorverlegung des Rückflugs um 10 Stunden 
  
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall buchte eine Urlauberin für sich und ihren 
Lebensgefährten eine einwöchige Pauschalreise in die Türkei zum Preis von 369 € pro Person mit einem 
Rückflug am 1.6.2009 um 16.40 Uhr. In ihren in den Vertrag einbezogenen Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen behielt sich das Reiseunternehmen die kurzfristige Änderung der Flugzeiten und Strecken-
führung vor, soweit dadurch der Gesamtzuschnitt der Reise nicht beeinträchtigt wird. Ferner wurde die 
Abtretung von Ansprüchen gegen das Reiseunternehmen, die auf Leistungsstörungen beruhen, ausge-
schlossen.  
 



Der Rückflug wurde am Vortag auf 5.15 Uhr des 1.6.2009 vorverlegt, wozu die Reisenden um 1.25 Uhr 
am Hotel abgeholt werden sollten. Die Urlauberin und ihr Lebensgefährte bemühten sich um einen an-
deren Rückflug, den sie an dem vorgesehenen Rückflugtag um 14.00 Uhr antraten und selbst bezahlten. 
Nach Geltendmachung von Reisemängeln zahlte das Unternehmen an die Touristin ca. 42 €. Daraufhin 
verlangte diese unter anderem die Rückzahlung des gesamten Reisepreises abzüglich 70 € für in An-
spruch genommene Verpflegungsleistungen, die Erstattung von insgesamt ca. 500 € Rücktransportko-
sten sowie Entschädigung wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit in Höhe von ca. 480 € für sich 
selbst und ca. 2.200 € für ihren Lebensgefährten.  
 
Nach Auffassung der Richter des BGH handelt es sich bei der Vorverlegung eines Flugs um mehr 
als 10 Stunden um einen Reisemangel. Dieser berechtigte die Reisenden aber grundsätzlich auch 
zur Selbstabhilfe und zur Erstattung der mit dem selbst organisierten Rückflug entstandenen 
Kosten, wenn sie zuvor dem Reiseveranstalter eine Abhilfefrist gesetzt hatten oder eine solche 
Fristsetzung entbehrlich war.  
 
Letzteres kann sich bereits aus den Umständen ergeben, etwa wenn der Reiseveranstalter den Reise-
mangel bewusst verursacht und ihn als unvermeidlich darstellt.  
 
Im Streitfall stellte nach Auffassung des BGH die Vorverlegung des Rückflugs hingegen keine erhebli-
che Beeinträchtigung der Reise dar. Dies kann zwar nicht mit dem geringen Reisepreis begründet wer-
den. Nach Bejahung eines Reisemangels kommt es vielmehr darauf an, welchen Anteil der Mangel in 
Relation zur gesamten Reiseleistung hatte und wie gravierend sich der Mangel für den Reisenden aus-
gewirkt hat. Da die Reisenden dem Reisemangel aber im Wesentlichen selbst abgeholfen haben, ist 
danach keine erhebliche Beeinträchtigung mehr zu erkennen, die zur Kündigung oder einer Entschädi-
gung für nutzlos aufgewendete Urlaubszeit berechtigen würde.  
 
 
15. Stärkere Verbraucherrechte durch Änderungen im Telekommunikationsgesetz 
 
Das Gesetz zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Regelungen (TKG) wurde von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet. Mit der Gesetzesnovelle werden die Bedingungen für den Aus- und Aufbau 
von Hochgeschwindigkeitsnetzen verbessert und die Bestimmungen zum Daten- und Verbraucherschutz 
modernisiert. Die Gesetzesänderung trat Anfang März 2012 in Kraft.  
 
Neben dem Breitbandausbau bildet der Verbraucherschutz einen weiteren wichtigen Baustein der TKG-
Novelle. Die beschlossenen Maßnahmen im Einzelnen sind: 
 
• Kostenpflichtige Warteschleifen dürfen bei Sonderrufnummern nicht mehr eingesetzt werden. 
• Die Bezahlfunktion von Handys sowie der Zugang zu Mehrwertdiensterufnummern kann gesperrt 

werden. Damit wird verhindert, dass den Verbrauchern über die Telefonrechnung gegen ihren Willen 
Geldbeträge abgebucht werden. 

• Beim Anbieterwechsel dürfen Versorgungsunterbrechungen maximal einen Kalendertag andauern. 
• Mobilfunkkunden haben künftig das Recht, dass ihre Mobilfunkrufnummer unabhängig von der 

Vertragslaufzeit mit dem bisherigen Anbieter auf einen neuen Anbieter übertragen wird. 
• Bei der Auswahl eines alternativen Netzbetreibers (sogenanntes Call by Call) muss künftig der aktu-

elle Preis vor Gesprächsbeginn angesagt werden. 
• Bei den Datenschutzbestimmungen im Telekommunikationsrecht werden zusätzliche Informations- 

und Transparenzverpflichtungen mit dem Ziel eingeführt, sensible Daten besser zu schützen und da-
mit die Rechtsposition des Verbrauchers zu stärken. Hierzu gehört u. a. die Verpflichtung, bei jeder 
Ortung des Mobilfunkendgerätes dem Nutzer anzuzeigen, dass er geortet wird. 

 
Weitere Informationen erhalten Sie auch auf der Homepage des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie www.bmwi.de – Downloads – Überblick über die Regelungen des novellierten Telekom-
munikationsgesetzes. 
 
 



16. Gesetz gegen Abofallen im Internet 
 
Der Bundestag hat in seiner Plenumssitzung am 2.3.2012 beschlossen, dass in Zukunft bei jedem Be-
stellvorgang eine Schaltfläche mit einem klaren Hinweis auf die Kosten einer Bestellung eingeblendet 
werden muss. 
  
Der letzte Klick für eine Internetbestellung muss dann unmissverständlich und gut lesbar auf die Zah-
lungspflicht hinweisen. Außerdem müssen dem Verbraucher unmittelbar vor dem Vertragsschluss alle 
wesentlichen Vertragsinformationen klar und verständlich vor Augen geführt werden. Versteckte Hin-
weise an einer anderen Stelle des Internetauftritts reichen nicht. Erfüllt der Unternehmer die neuen 
Pflichten nicht, kommt kein Vertrag zustande. Der Verbraucher muss dann nicht zahlen. Dies gilt im-
mer, wenn Waren oder Dienstleistungen online bestellt werden, ob mit dem heimischen Computer, 
Smartphone oder Tablet-PC. 
 
Ferner soll mit dem neuen Gesetz auch das Widerspruchsrecht der Verbraucher gestärkt werden. Fühlt 
sich demnach ein Kunde betrogen und verweigert daher die Zahlung, muss künftig der Anbieter nach-
weisen, dass der Kunde per Web die Zahlungsbereitschaft ausdrücklich erklärt hat. Das Gesetz wird 
voraussichtlich im Sommer 2012 in Kraft treten. 
 
 
17.  Neues Verbraucherinformationsgesetz voraussichtlich zum 1.9.2012 
 
Der Weg für das neue Verbraucherinformationsgesetz (VIG) ist frei. Der Bundesrat hat sich am 
10.2.2012 gegen eine Beratung des Gesetzes im Vermittlungsausschuss ausgesprochen und damit die 
Gesetzesnovelle gebilligt. Damit sich die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder auf die 
neue Rechtslage vorbereiten können, treten die Änderungen sechs Monate nach der Verkündung im 
Bundesgesetzblatt – also voraussichtlich am 1.9.2012 – in Kraft. 
 
Das neue Gesetz beinhaltet u. a., dass Verbraucher künftig nicht nur Informationen erhalten über Le-
bensmittel, Futtermittel und Bedarfsgegenstände, sondern auch zu anderen Verbraucherprodukten wie 
zum Beispiel Haushaltsgeräten, Möbeln und Heimwerkerartikeln.  
 
Durch die neue verbraucherfreundliche Gebührenregelung sind sämtliche Verbraucheranfragen an Be-
hörden bis zu einem Verwaltungsaufwand von 250 € kostenfrei. Liegt ein Rechtsverstoß bei einem Un-
ternehmen vor, sind die Anfragen sogar bis zu einem Betrag von 1.000 € gratis.  
 
Weitere Infos erhalten Sie auf der Homepage des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (BMELV) www. bmelv.bund.de – Verbraucherschutz & Informationsrechte. 
 
 
18. Kündigung wegen „Stalking“ 
 
Ein schwerwiegender Verstoß eines Arbeitnehmers gegen seine vertragliche Nebenpflicht, die Privat-
sphäre und den deutlichen Wunsch einer Arbeitskollegin zu respektieren, nicht dienstliche Kontaktauf-
nahmen mit ihr zu unterlassen, kann die außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
rechtfertigen. Ob es zuvor einer einschlägigen Abmahnung bedarf, hängt von den Umständen des Ein-
zelfalls ab. 
 
Der Entscheidung des Bundesgerichtshofs v. 19.4.2012 lag folgender Sachverhalt zugrunde: Im Jahr 
2007 teilte ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer mit, dass eine Mitarbeiterin, die sich von ihm belästigt 
fühlte, weder dienstlich noch privat Kontakt mit ihm wünsche und dieser Wunsch vorbehaltlos zu re-
spektieren sei. Eine unmittelbare Kontaktaufnahme mit der Mitarbeiterin habe „auf jeden Fall zur Ver-
meidung arbeitsrechtlicher Konsequenzen zu unterbleiben“. 
 
Im Oktober 2009 wandte sich eine andere als Leiharbeitnehmerin beschäftigte Mitarbeiterin an den 
Arbeitgeber und gab an, sie werde von dem gleichen Arbeitnehmer in unerträglicher Art und Weise 
belästigt und bedrängt. Nach näherer Befragung der Mitarbeiterin und Anhörung des Arbeitnehmers 



wurde das Arbeitsverhältnis mit dem vermeintlichen Stalker außerordentlich fristlos gekündigt. Der 
Arbeitgeber hat behauptet, der Arbeitnehmer habe der Mitarbeiterin gegen deren ausdrücklich erklärten 
Willen zahlreiche E-Mails geschickt, habe sie ohne dienstlichen Anlass in ihrem Büro angerufen oder 
dort aufgesucht und sich wiederholt und zunehmend aufdringlich in ihr Privatleben eingemischt. Um sie 
zu weiterem privaten Kontakt mit ihm zu bewegen, habe er ihr u. a. damit gedroht, er könne dafür sor-
gen, dass sie keine feste Anstellung bekomme. 
 
 
19.  Kündigung einer Reinigungskraft wegen Fremdvergabe der Tätigkeiten 

unwirksam 
 
Das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg (LAG) hat in seinem Urteil vom 7.2.2012 die außeror-
dentliche betriebsbedingte Kündigung einer Reinigungskraft für unwirksam erklärt. 
 
Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Ein Unternehmen hatte Umstrukturierungsmaßnahmen 
vorgenommen und dabei unter anderem die unternehmerische Entscheidung getroffen, die Reinigungs-
arbeiten nicht mehr durch eigene Kräfte durchzuführen, sondern diese per Fremdvergabe auszulagern. 
Gegenüber den Reinigungskräften, die tarifvertraglich ordentlich nicht mehr kündbar waren, wurde 
daraufhin eine außerordentliche Kündigung ausgesprochen. 
 
Die Richter des LAG haben den Arbeitgeber nicht für berechtigt gehalten, das Arbeitsverhältnis der 
Reinigungskraft durch außerordentliche Kündigung zu beenden. Er könne sich – ebenso wie bei anderen 
Verträgen – nicht ohne Weiteres von seiner Vertragsbindung gegenüber dem Arbeitnehmer lossagen, 
sondern müsse die ordentliche Unkündbarkeit der Reinigungskraft bereits bei der Erstellung seines un-
ternehmerischen Konzepts in Rechnung stellen. Umstände, dass die Auslagerung der Reinigungsarbei-
ten auf Dritte unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten unumgänglich gewesen sei, habe der Ar-
beitgeber nicht vorgetragen. (Revision zum Bundesarbeitsgericht zugelassen.) 
 
 
20.  Frist zur Geltendmachung von Entschä-digungsansprüchen bei Ablehnung der  

Bewerbung  
 
Will ein Arbeitnehmer Ansprüche auf Entschädigung oder Schadensersatz nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz geltend machen, so muss er dafür die Zweimonatsfrist einhalten. Die Frist ist 
wirksam und begegnet nach europäischem Recht keinen Bedenken. Bei Ablehnung einer Bewerbung 
beginnt die Frist in dem Moment zu laufen, in dem der Bewerber von der Benachteiligung Kenntnis 
erlangt. 
 
In einem Fall aus der Praxis wurden Mitte 2008 drei Stellen an einer Justizvollzugsanstalt ausgeschrie-
ben. Ein Bewerber wies in seiner Bewerbung auf seine anerkannte Schwerbehinderteneigenschaft hin. 
Am 2.9.2008 erhielt er eine mit dem 29.8.2008 datierte Absage. Mit seinem Schreiben (Posteingang war 
der 4.11.2008) meldete der Bewerber Schadensersatz- und Entschädigungsansprüche an, weil er nicht 
zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen worden war. 
 
Die Richter des Bundesarbeitsgerichts lehnten dies jedoch ab, da der Bewerber die Zweimonatsfrist 
nicht beachtet hatte. Denn mit Erhalt des Ablehnungsschreibens hatte er Kenntnis von den Indizien sei-
ner Benachteiligung, da er bei der Bewerbung auf seine Schwerbehinderung hingewiesen hatte und er 
abgelehnt worden war, ohne zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen worden zu sein.  
 
 
21. Mehrarbeit – Vergütungserwartung 
 
Bei Fehlen einer (wirksamen) Vergütungsregelung verpflichtet das Bürgerliche Gesetzbuch den Arbeit-
geber, geleistete Mehrarbeit zusätzlich zu vergüten, wenn diese den Umständen nach nur gegen eine 
Vergütung zu erwarten ist. Eine entsprechende objektive Vergütungserwartung ist regelmäßig gegeben, 
wenn der Arbeitnehmer kein herausgehobenes Entgelt bezieht. 



 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer als Lagerleiter zu 
einem monatlichen Bruttoentgelt von 1.800 € bei einer Spedition tätig. Im Arbeitsvertrag hatten die 
Parteien eine wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden vereinbart. Bei betrieblicher Erfordernis sollte 
der Lagerleiter ohne besondere Vergütung zu Mehrarbeit verpflichtet sein. Nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses verlangt er Vergütung für 968 in den Jahren 2006 bis 2008 geleistete Überstunden. 
 
Die BAG-Richter kamen zu dem Entschluss, dass der Arbeitgeber dem Lagerleiter die Überstundenver-
gütung schuldet. Angesichts der Höhe des vereinbarten Bruttoentgelts war die Leistung von Überstun-
den nur gegen eine zusätzliche Vergütung zu erwarten. Der vertragliche Ausschluss jeder zusätzlichen 
Vergütung von Mehrarbeit war wegen Intransparenz unwirksam.  
 
Der Arbeitsvertrag lässt aus der Sicht eines verständigen Arbeitnehmers nicht erkennen, welche Arbeits-
leistung der Arbeitnehmer für das regelmäßige Bruttoentgelt schuldete. Er konnte bei Vertragsschluss 
nicht absehen, was auf ihn zukommen würde. 
 
 
22.  Arbeitgeber müssen persönliche Daten ausgeschiedener Arbeitnehmer von ihrer 

Homepage löschen 
 
Das Persönlichkeitsrecht eines Arbeitnehmers ist verletzt, wenn ein Arbeitgeber persönliche Daten und 
Fotos ausgeschiedener Arbeitnehmer weiter auf seiner Homepage präsentiert. Der betroffene Arbeit-
nehmer kann deren Löschung im Wege der einstweiligen Verfügung verlangen. Eine Veröffentlichung 
nach Ende des Arbeitsverhältnisses greift unberechtigt in das Persönlichkeitsrecht eines Arbeitnehmers 
ein. 
 
 
23.  Kindereinträge im Reisepass der Eltern ab dem 26.6.2012 ungültig 
 
Aufgrund europäischer Vorgaben ergibt sich im deutschen Passrecht eine wichtige Änderung: Ab dem 
26.6.2012 sind Kindereinträge im Reisepass der Eltern ungültig und berechtigen das Kind nicht 
mehr zum Grenzübertritt. Somit müssen ab diesem Tag alle Kinder (ab Geburt) bei Reisen ins Aus-
land über ein eigenes Reisedokument verfügen. Für die Eltern als Passinhaber bleibt das Dokument 
dagegen uneingeschränkt gültig. 
 
Es ist daher empfehlenswert, dass betroffene Eltern, bei geplanten Auslandsreisen, rechtzeitig neue Rei-
sedokumente für die Kinder bei ihrer zuständigen Passbehörde beantragen. Als Reisedokumente für 
Kinder stehen Kinderreisepässe, Reisepässe und – je nach Reiseziel – Personalausweise zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2012 = 0,12 % 
 1.7. – 31.12.2011 = 0,37 % 
 1.1. – 30.6.2011 = 0,12 % 

 
 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 

 
 Verbraucherpreisindex 2012: März = 112,6; Februar = 112,3; Januar = 111,5; 



 (2005 = 100) 2011: Dezember = 111,9; November = 111,1; Oktober = 111,1; 
September = 111,1; August = 111,0; Juli = 111,0; Juni = 110,6 
 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


